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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zur Verordnung der Bundesregierung 
— Drucksache 12/4745 — 


Aufhebbare Siebenundzwanzigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung 


A. Problem 

— Ergänzung der Außenwirtschaftsverordnung im Bereich der 
Beschränkungen zum Schutz außen- und sicherheitspolitischer 
Interessen. 

— Verschärfung des Serbien-Embargos durch ein Verbot der 
Durchfuhr bestimmter Waren durch Serbien und Monte- 
negro. 


B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


Keine 



Drucksache 12/5160 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Aufhebung der Verordnung der Bundesregierung — Druck- 
sache 12/4745 — nicht zu verlangen. 

Bonn, den 16. Juni 1993 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost Peter Kittelmann 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Peter Kittelmann 


Die Verordnung wurde am 23. April 1993 an den 
Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte, den Bericht dem 
Plenum bis spätestens 24. Juni 1993 vorzulegen, 
überwiesen. 

Die Siebenundzwanzigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung führt neben ande- 
rem einen Genehmigungstatbestand bei der Ausfuhr 
von Gütern zur Lieferung an das syrische Forschungs- 
und Entwicklungszentrum ein. Außerdem werden 
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaften, die die 
Verschärfung bzw. technische Umsetzung des Ser- 
bien-Embargos betreffen, in nationales Recht trans- 
formiert. 

Soweit die Ausfuhrgenehmigungspflichten im Handel 
mit der Republik Kroatien und dem Gebiet der ehe- 
maligenjugoslawischen Republik Mazedonien entfal- 
len, führt dies zu einer Entlastung der Wirtschaft, die 


tendenziell preisstabüisierend bis preissenkend wir- 
ken kann. Auswirkungen auf Einzelpreise, das Preis- 
niveau und insbesondere das Verbraucherpreisni- 
veau sind allerdings auf Grund der Aufhebung dieser 
Genehmigungspflichten wegen des geringen Anteils 
dieser Entlastung an den Gesamtkosten nicht zu 
erwarten; Auswirkungen sind auch auf Grund der neu 
eingeführten Genehmigungspflichten nicht absehbar, 
da die betroffenen Länder nur einen imwesentlichen 
Anteil am Gesamtexport haben. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat diese Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 
— Drucksache 12/4745 — in seiner 56. Sitzung am 
16. Juni 1993 beraten. 

Der Ausschuß beschloß einstimmig, dem Deutschen 
Bundestag zu empfehlen, von seinem Aufhebungs- 
recht keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 16. Juni 1993 


Peter Kittelmann 

Berichterstatter 
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